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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16. 


Juhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Medlenburg ‘Schwerin zur Regelung der Lotterieverhält⸗ 
niſſe, S. 199. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Mecklenburg -⸗Strelitz zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe, S. 207. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lübeck zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe, S. 212. — Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation der zwiſchen Preußen 
und Medlenburg < Schwerin am 28. November 1904, zwiſchen Preußen und Mecklenburg ⸗Strelitz am 
3. Dezember 1904, zwiſchen Preußen und Lübeck am 7. Dezember 1904 zur Regelung der Lotterie, 
verhältniſſe abgeſchloſſenen Staatsverträge nebft dazu gehörigen Schlußprotokollen und die Aus— 
wechſelung der Ratifikationsurkunden, S. 216. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die 
Anlegung des Grundbuchs für einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Frankfurt a. M., S. 217. 
— Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter 
veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 217. 


(Nr. 10596.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Mecklenburg ⸗Schwerin zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe. Vom 28. November 1904. 


— Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Medlenburg-Schwerin haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Lotterieverhältniſſe zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Allerhöchſt Ihren vortragenden Rat im Finanzminiſterium und 
Vorgeſetzten der Königlichen General-Lotteriedirektion Geheimen 
Ober⸗Finanzrat Dr. Georg Strutz und Allerhöchſt Ihren vore 
tragenden Rat im Auswärtigen Amte Wirklichen Legationsrat 
Arthur Zimmermann, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin: 
Allerhöchſt Ihren vortragenden Rat im Finanzminiſterium Minifterial- 
rat Ernſt Werner von Heyden, 

welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden 

Staatsvertrag vereinbart haben: 
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Ausgegeben zu Berlin den 9. Mai 1905. 
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Artikel I. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung wird den Betrieb 
der Mecklenburg⸗Schwerinſchen Landeslotterie mit dem Ablaufe der im Frühjahr 
1905 zur Abſpielung gelangenden 258. Lotterie völlig einſtellen. 

Sie wird während der Dauer dieſes Vertrags weder den Betrieb dieſer 
Lotterie wieder aufnehmen, noch für Rechnung ihrer Staatskaſſe eine andere 
Lotterie errichten oder an einer ſolchen ſich beteiligen. 


Artikel II. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung wird gegen das 
Spielen in von ihr nicht zugelaffenen Lotterien und gegen den Vertrieb von 
Loſen und Losabſchnitten ſolcher Lotterien geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche 
mit denen des preußiſchen Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetz⸗ 
Samml. S. 255) im weſentlichen übereinſtimmen, erlaſſen, auch während der 
Dauer dieſes Vertrags ohne Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung 
weder aufheben noch abändern. 

Artikel III. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung räumt der Königlich 
Preußiſchen Regierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht 
ein, innerhalb des Mecklenburg⸗Schwerinſchen Staatsgebiets Loſe der Königlich 
Preußiſchen Klaſſenlotterie zu vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle 
Anordnungen, welche die Königlich Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer 
Lotterie für erforderlich erachtet, in gleicher Weiſe wie innerhalb des preußiſchen 
Staatsgebiets zu treffen, insbeſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer 
anzuſtellen und die Geſchäfte durch dieſe betreiben zu laſſen. 


Artikel IV. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung wird während 
der Dauer dieſes Vertrags den Vertrieb von Loſen oder Losabſchnitten anderer 
Geld- oder ſolcher Lotterien, bei denen ſich die Veranſtalter verpflichten, an 
Stelle der Sachgewinne einen Geldbetrag zu gewähren, mögen ſolche Lotterien 
von einem deutſchen oder außerdeutſchen Staate, einem Kommunalverband oder 
einer anderen Korporation, Vereinigung oder Perſon veranſtaltet werden, ſowie 
das Spielen in ſolchen Lotterien innerhalb ihres Staatsgebiets nur im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen Regierung geſtatten. Ausgenommen 
von ſolcher Beſchränkung ſind Lotterien für Zwecke der Krankenpflege innerhalb 
des Großherzogtums Mecklenburg⸗Schwerin, ſofern das Spielkapital 100 000 Mark 
(Einhunderttauſend Mark) nicht überſteigt. 

Sie wird inſonderheit das der Stadt Roſtock auf Grund des Erbvertrags 
vom 13. Mai 1788 zuſtehende Recht, im Falle der Einſtellung der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſchen Landeslotterie ihrerſeits eine eigene Lotterie zu Ver 
anſtalten, bis zu dem im Artikel I bezeichneten Zeitpunkt in Wegfall bringen. 
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Artikel ۰ 
Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat im Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Staatsgebiete von allen Steuern und Abgaben, für weſſen 
Rechnung ſie auch immer erhoben werden, völlig frei. 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe von der Groß⸗ 
herzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung oder einem Kommunal- oder 
ſonſtigen Verband auferlegt werden. 


Artikel VL 


Die Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſche Regierung ernennt ihrerſeits 
einen Kommiſſarius, dem es obliegt, ihre Intereſſen gegenüber der Königlich 
Preußiſchen General-Lotteriedirektion wahrzunehmen und als Vermittelungsſtelle 
zwiſchen letzterer und den Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen Behörden 
zu dienen. Insbeſondere wird der Kommiſſarius der Königlich Preußiſchen 
General-Lotteriedireftion und dem Vorgeſetzten derſelben bei der Auswahl geeigneter 
Perſönlichkeiten für die Stellen der Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer 
nach Möglichkeit behilflich ſein. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion wird bei der Annahme 
von Lotterieeinnehmern innerhalb des Mecklenburg-Schwerinſchen Staatsgebiets 
tunlichſt die Pächter und Kollekteure der bisherigen Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Landeslotterie berückſichtigen und regelmäßig vor der Annahme eines 
Lotterieeinnehmers für dieſes Gebiet das Gutachten des von der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung zu ernennenden Kommiſſarius einholen, 
dieſem auch von jeder Annahme oder Entlafjung eines ſolchen Einnehmers 
Kenntnis geben. 

Die im Großherzogtume Mecklenburg-Schwerin angeſtellten Königlich 
Preußiſchen Lotterie-Einnehmer ſollen Hoheitszeichen zur Bezeichnung ihres Dienſt⸗ 
fies und ihrer Dienſtgeſchäfte innerhalb Mecklenburg⸗Schwerin nicht verwenden. 


Artikel VII. 


Als Gegenleiſtung gegen die in den Artikeln I bis VI von der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung übernommenen Verpflichtungen zahlt die 
Königlich Preußiſche Regierung in zwei gleichen, am 1. Juli und 2. Januar 
jedes vom 1. April bis 31. März laufenden Rechnungsjahrs fälligen Raten 
eine jährliche Rente von 400 000 Mark, in Worten: „Vierhunderttauſend Mark“, 
die erſte Rate am 1. Juli 1905. 

Sofern und ſolange jedoch der Abſchluß des jeweils letzten Rechnungs⸗ 
jahrs ergibt, daß im Durchſchnitte der deſſen Voranſchlag zu Grunde liegenden 
Lotterien von den innerhalb des Großherzogtums Mecklenburg⸗Schwerin beſtellten 
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Lotterieeinnehmern mehr Loſe abgeſetzt find, als dem Verhältniſſe der Rente 
von 400 000 Mark zu dem geſamten Jahresreinertrage der Preußiſchen Lotterie⸗ 
verwaltung entspricht, erhöht ſich die Rente um die Hälfte des auf die über 
dieſes Verhältnis hinaus von den genannten Einnehmern abgeſetzten Loſe anteilig 
entfallenden Reinertrags. Solche Rentenerhöhung wird von der Königlich 
Preußiſchen Regierung alsbald nach Feſtſtellung an die Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſche Regierung ausgekehrt werden. 

Bei Berechnung dieſer Rentenerhöhung werden auch ſolche Loſe berück⸗ 
ſichtigt, welche von den innerhalb des Großherzogtums Mecklenburg-Schwerin 
angeſtellten Lotterieeinnehmern außerhalb desſelben abgeſetzt werden, doch ſoll 
ſolche Rentenerhöhung erſt zur Berechnung kommen — dann jedoch in vollem 
Umfange, — wenn die Zahl der Loſe, welche zur Erreichung eines Überſchuſſes 
über den feſten Rentenbetrag von 400 000 Mark hinaus verkauft werden müſſen, 
die Zahl 500 erreicht. 

Der Vorgeſetzte der Königlich Preußiſchen General-Lotteriedirektion wird 
dem Großherzoglich Mecklenburgiſchen Kommiſſarius alljährlich binnen drei 
Monaten nach Beendigung des Rechnungsjahrs der Königlich Preußiſchen 
Lotterieverwaltung einen Nachweis über diejenigen Verhältniſſe zukommen laſſen, 
aus denen ſich der Anſpruch oder Nichtanſpruch der Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Regierung auf eine Rentenerhöhung beurteilen läßt. 


Artikel VIII. 


In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Zahl 
der Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl 
fie den innerhalb des Großherzogtums Mecklenburg-Schwerin anzunehmenden 
Lotterieeinnehmern zum Vertriebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede 
andere, die Einrichtung, die Verwaltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie betreffende Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 

Die Königlich Preußiſche General- Lotteriedirektion wird aber den im 
Großherzogtume Mecklenburg-Schwerin beſtellten Einnehmern, ſoweit Loſe hierzu 
verfügbar ſind, diejenige Zahl von Loſen überweiſen, die ſie ſich für alle Klaſſen 
zweier aufeinander folgender Lotterien vor Feſtſtellung des Spielplans der erſten 
dieſer Lotterien feſt zu übernehmen verpflichten. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß in jeder 
Stadt des Großherzogtums Mecklenburg⸗Schwerin Gelegenheit zum Erwerbe der 
Loſe der Königlich Preußischen Lotterie gegeben iſt, auch der Entwicklung des 
Abſatzes der Lotterielofe im Großherzogtume Mecklenburg-Schwerin bereitwilligſte 
Förderung zuteil werden laſſen, daher den in Preußen und ſonſtigen Abſatz⸗ 
gebieten angeſtellten Lotterieeinnehmern keine günſtigeren Bedingungen der 
Anſtellung und des Vertriebs der Loſe und der Zahl der ihnen überwieſenen 
Loſe zugeſtehen als den im Großherzogtume Mecklenburg-Schwerin angeſtellten. 
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Artikel IX. 

Die etwaige Gewährung einer Abfindung an die Pächter der bisherigen 
Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen Landeslotterie für Aufgabe des Bacht- 
verhältniſſes vor Ablauf ſeiner vertragsmäßigen Dauer oder an die Stadt Roſtock 
für den Verzicht auf die ihr nach dem Erbvertrage vom 13. Mai 1788 zuftehen- 
den Rechte liegt der Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen Regierung ob, 
ohne dieſerhalb einen Entſchädigungsanſpruch an den Preußiſchen Staat erheben 


zu können. 
Artikel X. 


Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von 10 Jahren, von dem 
Augenblicke ſeines Inkrafttretens an, abgeſchloſſen; er gilt jedesmal für einen 
Zeitraum von fünf Jahren als verlängert, ſofern er nicht mindeſtens ein Jahr 
vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von einem der vertragſchließenden Teile ge— 
kündigt wird. 

Artikel XI. 

Dieſer Vertrag tritt am 1. Juli 1905 in Kraft. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt aber berechtigt, Loſe für die 
213. Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie im Gebiete des Großherzogtums Mecklen— 
burg⸗Schwerin ſchon vom 15. Mai 1905 ab zu vertreiben und die hierzu nötigen 
Anordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags ſchon vor deſſen Inkrafttreten 
zu treffen. 

Andererſeits iſt, im Falle dieſer Vertrag von einer Seite gekündigt und 
nicht durch einen anderen Vertrag erſetzt werden ſollte, die Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung befugt, ſofern fie alsdann nach der Endſchaft 
des Vertragsverhältniſſes mit der Königlich Preußiſchen Regierung den Betrieb 
einer eigenen Staatslotterie wieder aufzunehmen beſchließen ſollte, ſchon von dem 
der am 30. Juni eintretenden Endſchaft des Vertragsverhältniſſes vorangehenden 
15. Mai ab die hierzu nötigen Veranſtaltungen zu treffen und mit dem Vertriebe 


der Loſe zu beginnen. 
Artikel XII. 


Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
werden und der Austauſch der Ratifikationsurkunden tunlichſt bald erfolgen. 

Deſſen zur Urkunde iſt gegenwärtiger Vertrag zweifach ausgefertigt, von 
den Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegeln verſehen worden. 

So geſchehen zu Berlin den achtundzwanzigſten November Eintaufend- 
neunhundertundvier. 


(Siegel.) Ernſt Werner v. Heyden. 
(Siegel.) Georg Strutz. 
(Siegel) Arthur Zimmermann. 
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Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 28. November 1904. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluß und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen 
dem Königreiche Preußen und dem Großherzogtume Medlenburg- Schwerin 
vereinbarten Staatsvertrags zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende mit den 
Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 
worden: 

1. Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige 

Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der 
Dauer des Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa 
für Rechnung ihrer Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 


2. Die Königlich Preußiſche Regierung wird für die Dauer des Vertrags 
den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie in eigener Ver⸗ 
waltung führen, alſo eine entgeltliche oder unentgeltliche Uberlaſſung 
derſelben an Dritte nur im Einverſtändniſſe mit der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung eintreten laſſen. 

3. Die Königlich Preußiſche Regierun ſchließt den Vertrag nur unter 
Vorausſetzung der Zuſtimmung des Landtags der Königlich Preußiſchen 
Monarchie und die Großherzoglich Mecklenburg ⸗Schwerinſche Regierung 
nur unter Vorbehalt der Zuſtimmung der Stadt Roſtock ſowie des 
verfaſſungsmäßigen Einverſtändniſſes der Landſtände ab, ſoweit dasſelbe 
zu einzelnen Beſtimmungen des Vertrags erforderlich iſt. 

4. Zu Artikel II: Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich bis zur 
Ratifikation des Vertrags die Entſchließung darüber vor, ob ſie die von 
der Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen Regierung zu erlaſſende 
Lotterieſtrafgeſetzgebung als den Beſtimmungen des Artikels II ente 
ſprechend glaubt anſehen zu können. 

5. Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung hat bis zum 
Schluſſe des Jahres 1906 die Prämienkollekten des Münſterbauvereins 
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zu Freiburg im Breisgau zum Loſevertrieb in ihrem Staatsgebiete 
zugelaſſen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß 
dieſe Zulaſſung durch die Beſtimmung im Artikel IV Abſ. 1 des Bere 
trags nicht berührt wird. 

„Zu Artikel III und VI: Hat die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche 
Regierung Bedenken gegen die Ernennung einer von der Königlich 
Preußiſchen Regierung als Einnehmer in Ausſicht genommenen 
Perſönlichkeit, ſo wird die Königlich Preußiſche Regierung ſolchen 
Bedenken tunlichſt Rechnung tragen. 

„Zu Artikel V: Die Königlich Preußiſche Regierung und die Groß⸗ 
herzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung ſind darüber im Ein⸗ 
verſtändniſſe, daß unter »beſonderen Steuern oder Abgaben« nur ſolche 
Steuern oder Abgaben zu verſtehen ſind, welche darauf abzielen, das 
Einkommen der Einnehmer, welches ſie als ſolche beziehen, im weiter⸗ 
gehenden Maße ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein 
geltenden Steuergeſetzen belaſtet werden würde. Weiter ſind die hohen 
Kontrahenten darüber im Einverſtändniſſe, daß der von der Groß 
herzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen Regierung zugeſicherten Steuer⸗ 
freiheit gleich zu achten iſt die Übernahme der etwaigen Steuerleiſtung 
ſeitens der Großherzoglich Mecklenburg-⸗Schwerinſchen Regierung. 
„Zu Artikel VII: Die Königlich Preußiſche Regierung und die Groß⸗ 
herzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung befinden ſich darüber 
im Einverſtändniſſe, daß für die Berechnung der eventuellen Renten⸗ 
erhöhung im erſten Vertragsjahr auch der Reinertrag derjenigen vor 
dem Inkrafttreten des Vertrags geſpielten Klaſſen einer oder auch 
eventuell zweier Klaſſenlotterien heranzuziehen ift, welche für das Etat⸗ 
jahr der Königlich Preußiſchen Lotterieverwaltung in Betracht kommen, 
in welchem der Vertrag in Kraft tritt. 

Sie ſind ſich ferner darüber einig, daß unter dem Reinertrage 
der Preußiſchen Lotterieverwaltung der rechnungsmäßige ÜUberſchuß der 
in der Rechnung der Preußiſchen Lotterieverwaltung nachgewieſenen 
Einnahmen über die dort nachgewieſenen Ausgaben zu verſtehen iſt, 
jedoch ohne Berückſichtigung der auf Grund des gegenwärtigen oder 
ähnlicher Verträge ſeitens der Königlich Preußiſchen Regierung als 
Gegenleiſtung für die Zulaſſung der Loſe der Preußiſchen Klafjen- 
lotterie in außerpreußiſchen Staaten an letztere zu gewährenden 
Zahlungen. 

Für den Fall, daß während dreier aufeinanderfolgender, in die 
Vertragsdauer fallender Preußiſcher Rechnungsjahre im Durchſchnitte 
ſämtlicher Klaſſen der den Voranſchlägen dieſer Jahre zu Grunde liegenden 

Lotterien von den innerhalb des Großherzogtums Mecklenburg⸗Schwerin 
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beſtellten Lotterieeinnehmern zwar nicht mindeſtens 500, aber mindeftens 
400 Loſe mehr abgeſetzt ſind, als dem Verhältniſſe der Rente von 
400 000 Mark zu dem geſamten Jahresreinertrage der Preußiſchen 
Lotterieverwaltung entſpricht, erklärt ſich die Königlich Preußiſche ۶ 
gierung bereit, alsdann auf Verlangen der Großherzoglich Mecklenburg— 
Schwerinſchen Regierung zwar nicht für die abgelaufenen, dagegen für 
die folgenden 3 Rechnungsjahre die Rente unter ſinngemäßer ۴ 
dung der Beſtimmungen im Artikel VII Abſatz 2 und 3 des Vertrags 
und der vorſtehenden Abſätze dieſer Ziffer des Schlußprotokolls ente 
ſprechend zu erhöhen. 


Zu Artikel X: Die Königlich Preußiſche Regierung erkennt an, daß 


die Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſche Regierung an der Bere 
längerung des Vertrags in Rückſicht auf die Aufgabe der eigenen 
Landeslotterie ein lebhaftes Intereſſe hat, und nehmen daher die beiden 
hohen Kontrahenten in erſter Linie eine Verlängerung des Vertrags 
eventuell auf einer nach den gemachten Erfahrungen modifizierten 
Grundlage in Ausſicht, es ſei denn, daß Preußen den Betrieb einer 
Lotterie für Rechnung der Staatskaſſe überhaupt einſtellen ſollte. 


Die Ratifikation des Vertrags ſoll baldtunlichſt herbeigeführt und die 
Auswechſelung der Ratifikationsurkunden in Berlin bewirkt werden. 


10. 


Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus- 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen 
Bevollmächtigten und der Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſche Bevoll— 
mächtigte je eine Ausfertigung des Vertrags und des Schlußprotokolls entgegen— 
genommen. ö 


So geſchehen zu Berlin den acht und zwanzigſten November Eintauſend 
Neunhundert und Vier. 


Georg Strutz. 
Ernſt Werner v. Heyden. 
Arthur Zimmermann. 


— 


(Nr. 10597.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Mecklenburg⸗Strelitz zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe. Vom 3. Dezember 1904. 


Sin Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Mecklenburg⸗Strelitz haben zum Zwecke einer Vereinbarung 
über die Lotterieverhältniſſe zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſt Ihren Geheimen Ober-Finanzrat Dr. Georg Strutz und 
Allerhöchſt Ihren Wirklichen Legationsrat Arthur Zimmermann, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Strelitz: 


Allerhöchſt Ihren Geheimen Regierungsrat Dr. Martin Selmer, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung räumt der Königlich 
Preußiſchen Regierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht 
ein, innerhalb des Mecklenburg⸗Strelitzſchen Staatsgebiets Loſe der Königlich 
Preußiſchen Klaſſenlotterie zu vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle 
Anordnungen, welche die Königlich Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer 
Lotterie für erforderlich erachtet, in gleicher Weiſe wie innerhalb des Preußiſchen 
Staatsgebiets zu treffen, insbeſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer 
anzuſtellen und die Geſchäfte durch dieſe betreiben zu laſſen. 


Artikel II. 

Die Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung verpflichtet fich, 
während der Dauer dieſes Vertrags für Rechnung ihrer Staatskaſſe weder eine 
eigene Lotterie einzurichten noch an einer ſolchen ſich zu beteiligen. Den Vertrieb 
von Loſen oder Losabſchnitten anderer Geldlotterien oder ſolcher Lotterien, bei 
denen ſich die Veranſtalter verpflichten, an Stelle der Sachgewinne einen Geld— 
betrag zu gewähren, mögen folche Lotterien von einem deutſchen oder außer— 
deutſchen Staat, einem Kommunalverband oder einer anderen Korporation, Bers 
einigung oder Perſon veranſtaltet werden, wird ſie innerhalb ihres Staatsgebiets 
nur im Einverſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen Regierung geſtatten. Aus— 
genommen von dieſer Beſchränkung ſind Lotterien für Zwecke der Krankenpflege 
und für Zwecke der Wiederherſtellung hiſtoriſcher Baudenkmäler innerhalb des 
Großherzogtums Mecklenburg⸗Strelitz, ſofern deren Spielkapitalien insgeſamt 
25 000 Mark — Fünfundzwanzig Tauſend Mark — innerhalb eines Jahres 
nicht überſteigen. 

Geſetz-Samml. 1905. (Nr. 1059710598.) 36 


Lotterien der im erſten Abſatz bezeichneten Art, welche für das (۴ 
Staatsgebiet oder einen Teil desſelben von der Königlich Preußiſchen Regierung 
zugelaſſen ſind, wird die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung auf 
Wunſch der Königlich Preußiſchen in gleicher Weiſe auch innerhalb ihres Gebiets 
zulaſſen. 

Artikel III. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung wird gegen das 
Spielen in von ihr nicht zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb von Loſen 
und Losabſchnitten ſolcher Lotterien gefeglihe Strafbeſtimmungen, welche mit 
denen des Preußiſchen Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetz-Samml. 
S. 255) im weſentlichen übereinſtimmen, mit Geltung ſpäteſtens vom 15. Mai 
1905 an erlaſſen und dieſe Strafbeſtimmungen während der Dauer dieſes Ver⸗ 
trags ohne Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung weder aufheben 
noch abändern. 

Artikel IV. 

Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat im Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Staatsgebiete von allen Steuern und Abgaben, für 
weſſen Rechnung ſolche auch immer erhoben werden, völlig frei. 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe von der Groß⸗ 
herzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung oder einem Kommunal» oder 
ſonſtigen Verband auferlegt werden. 


Artikel V. 

Die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung wird der Königlich 
Preußiſchen General-Lotteriedireftion und dem Vorgeſetzten derſelben bei der Aus⸗ 
wahl geeigneter Perſönlichkeiten für die Stellen der Königlich Preußiſchen Lotterie⸗ 
einnehmer nach Möglichkeit behilflich ſein und die ihr unterſtellten Behörden 
und Beamten anhalten, allen geſetzlich begründeten Erſuchen der Königlich 
Preußiſchen General-Lotteriedireftion, ihres Vorgeſetzten und ihrer Organe un⸗ 
geſäumt zu entſprechen. 

Die Königlich Preußiſche General⸗Lotteriedirektion beziehungsweiſe deren 
Vertreter werden regelmäßig vor der Annahme eines Lotterieeinnehmers inner- 
halb des Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Staatsgebiets das Gutachten 
der ihnen von der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung zu be⸗ 
zeichnenden Behörde einholen, letzterer auch von jeder Annahme oder Entlaſſung 
eines ſolchen Einnehmers Kenntnis geben. 

Die im Großherzogtume Mecklenburg⸗Strelitz angeftellten Königlich Preußiſchen 
Lotterieeinnehmer ſollen Hoheitszeichen zur Bezeichnung ihres Dienſtſitzes und 
ihrer الو‎ innerhalb des Großherzogtums Mecklenburg⸗Strelitz nicht 
verwenden. 
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Artikel VL 

Als Gegenleiſtung gegen die nach Ziffer I bis IV von der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung übernommenen Verpflichtungen zahlt die 
Königlich Preußiſche Regierung an die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche 
Staatskaſſe eine jährliche Rente von 67 000 Mark, in Worten „Siebenundſechzig 
Tauſend Mark“, in zwei gleichen am 1. Juli und 2. Januar jedes vom 1. April 
bis 31. März laufenden Rechnungsjahrs fälligen Raten, die erſte Rate am 
1. Juli 1905. 

Sollte in einem Rechnungsjahre der der Königlich Preußiſchen Staatskaſſe 
verbleibende Überſchuß der Preußiſchen Lotterieverwaltung auf den Kopf der Bee 
völkerung des Preußiſchen Staatsgebiets eine höhere Einnahme darſtellen als eine 
Rente von 67 000 Mark auf den Kopf der Bevölkerung des Mecklenburg⸗ 
Strelitzſchen Staatsgebiets, ſo iſt die nach Abſ. 1 zu zahlende Rente auf Ver⸗ 
langen der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung für das betreffende 
Rechnungsjahr nachträglich dergeſtalt zu erhöhen, daß der von ihr auf den Kopf 
der Bevölkerung des Großherzogtums Mecklenburg-Strelitz entfallende Betrag 
dem auf den Kopf der Preußiſchen Bevölkerung entfallenden Betrage des nach 
Abzug auch dieſes Mehrbetrags der Rente der Preußiſchen Staatskaſſe noch ver- 
bleibenden Überſchuſſes der Preußiſchen Lotterieverwaltung gleichkommt. Hierbei 
ſind die bei der jeweils letzten Volkszählung ermittelten Ziffern der ortsanweſenden 
Bevölkerung zu Grunde zu legen. 


Artikel VII. 

In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Loſe der 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl fie den inner- 
halb des Großherzogtums Mecklenburg⸗Strelitz anzunehmenden Lotterieeinnehmern 
zum Vertriebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Einrichtung, 
die Verwaltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klafjenlotterie betreffende 
Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 


Artikel VIII. 

Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von 10 Jahren, von 
feinem Inkrafttreten ab gerechnet, abgeſchloſſen; er gilt jedesmal für einen Zeit⸗ 
raum von 5 Jahren als verlängert, ſofern er nicht mindeſtens ein Jahr vor 
Ablauf feiner Geltungsdauer von einem der hohen vertragſchließenden Teile ge 
kündigt wird. 

Artikel IX. 

Dieſer Vertrag tritt am 1. Juli 1905 in Kraft. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt aber berechtigt, Loſe für die 
213. Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie im Gebiete des Großherzogtums Medlen- 
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burg⸗Strelitz ſchon vom 15. Mai 1905 ab zu vertreiben und die hierzu nötigen 
Anordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags ſchon vor deſſen Inkrafttreten zu treffen. 

Andererſeits iſt, im Falle dieſer Vertrag von einer Seite gekündigt und 
nicht durch einen anderen Vertrag erſetzt werden ſollte, die Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſche Regierung befugt, ſofern fie alsdann nach der Endſchaft 
des Vertragsverhältniſſes mit der Königlich Preußiſchen Regierung eine eigene 
Staatslotterie einzurichten oder eine andere Lotterie zuzulaſſen gewillt ſein ſollte, die 
hierzu nötigen Veranſtaltungen einſchließlich des Loſevertriebs ſchon von dem dem 
Vertragsablaufe vorangehenden 15. Mai ab zu treffen beziehungsweiſe zu geſtatten. 


Artikel X. 

Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
werden; der Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſobald wie möglich in 
Berlin bewirkt werden. : 

Deſſen zu Urkund haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den gegen- 
wärtigen Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 

So geſchehen zu Berlin, den dritten Dezember Eintauſend Neunhundert 
und Vier. 

(Siegel. Georg Strutz. 
(Siegel) Martin Selmer. 
Siegel) Arthur Zimmermann. 


1 Schlußprototoll 


zum 


Staatsvertrage vom 3. Dezember 1904. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluß und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen 
dem Königreiche Preußen und dem Großherzogtume Mecklenburg-Strelitz Vers 
einbarten Staatsvertrags zu ſchreiten. 
Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den Ver— 
einbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen worden: 
1. Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige 
Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der 
Dauer des Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa 
für Rechnung ihrer Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 
2. Die Königlich Preußiſche Regierung wird für die Dauer des Vertrags 
den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie in eigener Bere 
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waltung führen, alſo eine entgeltliche oder unentgeltliche Überlaffung 
derſelben an Dritte nur im Einverſtändniſſe mit der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung eintreten laſſen. 
3. Die Königlich Preußiſche Regierung ſchließt den Vertrag nur unter 
Vorausſetzung der Zuſtimmung des Landtags der Königlich Preußiſchen 
Monarchie und die Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung 
nur unter Vorbehalt des verfaſſungsmäßigen Einverſtändniſſes der 
Landſtände ab, ſoweit dasſelbe zu einzelnen Beſtimmungen des Ver— 
trags erforderlich iſt. 
4. Zu Artikel II: Die hohen vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber 
im Einverſtändniſſe, daß die bei Abſchluß des Vertrags für das Gebiet 
des Großherzogtums Mecklenburg-Strelitz bereits zugelaſſenen Privat- 
geldlotterien von der Beſtimmung im erſten Abſatze des Artikels ۲ 
des Vertrags nicht berührt werden, alſo in der bisherigen Weiſe zu— 
gelaſſen bleiben. ۱ 
5. Zu Artikel III: Die Königlich Preußische Regierung behält ſich bis 
zur Ratifikation des Vertrags die Entſchließung darüber vor, ob ſie 
die von der Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſchen Regierung zu 
erlaſſende Lotterieſtrafgeſetzgebung als den Beſtimmungen des Arkikels III 
entſprechend glaubt anſehen zu können. ۱ 

„Zu Artikel I und V: Hat die Großherzoglich Mecklenburg: Steeligfche 
Regierung Bedenken gegen die Ernennung einer von der Königlich 
Preußiſchen Regierung als Einnehmer in Ausſicht genommenen Perſön— 
lichkeit, ſo wird die Königlich Preußiſche Regierung ſolchen Bedenken 
tunlichſt Rechnung tragen. 

7. Zu Artikel IV: Die hohen vertragſchließenden Teile befinden ſich 
darüber im Einverſtändniſſe, daß unter „beſonderen Steuern und Ab— 
gaben“ im Sinne des zweiten Abſatzes nur ſolche Steuern und Abgaben 
zu verſtehen ſind, welche darauf abzielen, das Einkommen der Lotterie— 
einnehmer, welches ſie als ſolche beziehen, in weitergehendem Maße 
ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden Steuer— 
geſetzen belaſtet werden würde. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus— 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den ی‎ Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen 
Bevollmächtigten und der Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Bevollmächtigte 
je eine Ausfertigung des Vertrags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 

1 a geſchehen zu Berlin, den dritten Dezember Eintaufend Neunhundert 
und Vier. 


Georg Strutz. Dr. Martin Selmer. Arthur Zimmermann. 
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(Nr. 10598.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lübeck zur Regelung der Lotterie 
verhältniſſe. Vom 7. Dezember 1904. 


um Zwecke einer Vereinbarung über die Lotterieverhältniſſe haben zu Bevoll⸗ 
mächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſt Ihren Geheimen Ober-Finanzrat Dr. Georg Strutz und 
Allerhöchſt Ihren Wirklichen Legationsrat Arthur Zimmermann, 


der Senat der Freien und Hanſeſtadt Lübeck: 
den Senator Hermann Eſchenburg und den Senator Dr. Ferdinand 
Fehling, : 
welche unter dem Vorbehalte der Genehmigung nachftehenden Staatsvertrag ۰ 
geſchloſſen haben: 
Artikel J. 

Die Freie und Hanſeſtadt Lübeck wird den Betrieb ihrer Staatslotterie 
mit dem Abſchluſſe der 13. Lotterie völlig einſtellen. 

Sie verpflichtet ſich, während der Dauer dieſes Vertrags weder den Betrieb 
dieſer Lotterie wieder aufzunehmen, noch für Rechnung ihrer Staatskaſſe eine 
andere Lotterie zu errichten oder an einer ſolchen ſich zu beteiligen. 


Artikel II. 

Die Freie und Hanſeſtadt Lübeck wird gegen das Spielen in von ihr nicht 
zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb von Loſen und Losabſchnitten 
ſolcher Lotterien geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche mit denen des Preußiſchen 
Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetz⸗Samml. S. 255) vollſtändig 
übereinſtimmen und als mit dieſen übereinſtimmend von der Königlich Preußiſchen 
Regierung anerkannt ſind, mit Geltung ſpäteſtens vom 20. Mai 1905 ab erlaſſen. 

Dieſe Beſtimmungen dürfen während der Dauer dieſes Vertrags nur mit 
Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung aufgehoben oder abgeändert 
werden. 

Artikel III. 

Die Freie und Hanſeſtadt Lübeck räumt der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht ein, innerhalb 
des Lübeckiſchen Staatsgebiets Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie zu 
vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle Handlungen, welche die Königlich 
Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie für erforderlich erachtet, in 
gleicher Weiſe wie innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets vorzunehmen, ins⸗ 
Defondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer anzuſtellen und die Ge— 
ſchäfte durch dieſe betreiben zu laſſen. 
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Artikel IV. ۰ 

Die Freie und Hanfeftadt Lübeck wird während der Dauer dieſes Ver⸗ 
trags den Vertrieb von Loſen oder Losabſchnitten anderer Geld- oder {older 
Lotterien, bei denen an Stelle des Sachgewinns ein Geldbetrag gefordert werden 
kann, mögen ſolche Lotterien von einem deutſchen oder außerdeutſchen Staate 
oder einer anderen Perſon, Korporation oder Vereinigung und zu welchem Zwecke 
auch immer veranſtaltet werden, ſowie das Spielen in ſolchen Lotterien innerhalb 
des Lübeckiſchen Staatsgebiets nur mit Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen 
Regierung geſtatten. 

Sie verpflichtet ſich aber andererſeits, derartige Lotterien, welche für das 
Preußiſche Staatsgebiet oder einen Teil desſelben von der Königlich Preußiſchen 
Regierung zugelaſſen ſind, auf Verlangen der letzteren in gleicher Weiſe auch 
innerhalb des Lübeckiſchen Staatsgebiets zuzulaſſen. 


Artikel V. 

Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat im Lübeckiſchen 
Staatsgebiete von allen Steuern und Abgaben, für weſſen Rechnung ſie auch 
immer erhoben werden, völlig frei. 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe vom Lübeckiſchen 
Staate oder von einem Lübeckiſchen Kommunal- oder ſonſtigen Verband auf— 
erlegt werden. 

Artikel VI. 

Der Senat der Freien und Hanſeſtadt Lübeck wird alle ihm nachgeordneten 
Behörden anweiſen, allen geſetzlich zuläſſigen Erſuchen der Königlich Preußiſchen 
General⸗Lotteriedirektion, des Vorgeſetzten und der Organe derſelben ungeſäumt 
zu entſprechen, insbeſondere auch den gedachten Königlich Preußiſchen Behörden 
und Beamten bei der Auswahl geeigneter Perſönlichkeiten für die Stellen der 
Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer nach Möglichkeit behilflich zu ſein. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion beziehungsweiſe deren 
Vertreter werden regelmäßig vor der Annahme eines Lotterieeinnehmers inner⸗ 
halb des Lübeckiſchen Staatsgebiets das Gutachten der von dem Senate der 
Freien und Hanſeſtadt Lübeck zu bezeichnenden Behörde einholen, dieſer auch von 
jeder Annahme oder Entlaſſung eines ſolchen Einnehmers Kenntnis geben. 


Artikel VII. 

Als Gegenleiſtung gegen die in den Artikeln I bis VI von der Freien und 
Hanſeſtadt Lübeck übernommenen Verpflichtungen zahlt die Königlich Preußiſche 
Regierung an Lübeck eine feſte jqährliche Rente von 200 000 Mark, in Worten: 
Zweihunderttauſend Mark, in zwei gleichen, am 1. Juli und 1. Januar jedes 
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vom 1. April bis 31. März laufenden Rechnungsjahrs fälligen Raten, die erſte 
Rate am 1. Juli 1905. 
Artikel VIII. 

In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Zahl der 
Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl ſie 
den im Gebiete der Freien und Hanſeſtadt Lübeck anzunehmenden Lotterieein- 
nehmern zum Vertriebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Ein— 
richtung, die Verwaltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſen— 
lotterie betreffende Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 


Artikel IX. 


Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von fünf Jahren, vom 
Tage ſeines Inkrafttretens ab gerechnet, abgeſchloſſen; er gilt jedesmal für einen 
Zeitraum von fünf Jahren als verlängert, ſofern er nicht mindeſtens ein Jahr 
vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von einem der vertragſchließenden Teile ge- 
kündigt wird. 

Artikel X. 

Dieſer Vertrag tritt am 1. Juli 1905 in Kraft. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt aber berechtigt, im Gebiete der 
Freien und Hanſeſtadt Lübeck Loſe für die 213. Königlich Preußiſche Klaſſen— 
lotterie ſchon vom 20. Mai 1905 ab zu vertreiben und die hierzu nötigen 
Anordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags ſchon vor deſſen Inkrafttreten 
zu treffen. 

| Artikel XI. 
Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten den Vertrag in zwei 
Ausfertigungen unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 
So geſchehen zu Lübeck, am ſiebenten Dezember Eintauſendneunhundert⸗ 
undvier. 
Siegel) Georg Strutz. 
Siegel) Arthur Zimmermann. 
Siegel) Herm. Eſchenburg. 
Siegel) Ferdinand Fehling. 


18.5 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 7. Dezember 1904. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluß und zur Vollziehung des wegen Aufgabe der Lübeckiſchen Staats— 
lotterie und Zulaſſung der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie im Lübeckiſchen 
Staatsgebiete vereinbarten Staatsvertrags zu ſchreiten. 


Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende mit den Verein⸗ 

barungen des Vertrags ſelbſt gleichverbindliche Erklärungen aufgenommen worden: 

1. Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige 

Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der 

Dauer des Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung für 
Rechnung ihrer Staatskaſſe etwa noch veranſtalteten Geldlotterien. 

2. Die Königlich Preußiſche Regierung ſchließt den Vertrag nur unter 
Vorausſetzung der Zuſtimmung des Landtags der Königlich Preußiſchen 
Monarchie und der Senat der Freien und Hanſeſtadt Lübeck nur unter 
derjenigen der Zuſtimmung der Lübeckiſchen Bürgerſchaft. 

3. Zu Artikel II: Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich bis zur 
Ratifikation des Vertrags die Entſchließung darüber vor, ob ſie die 
von der Freien und Hanſeſtadt Lübeck zu erlaſſende Lotterieſtrafgeſetz— 
gebung als den Beſtimmungen des Artikels II entſprechend glaubt 
anſehen zu können. 

4. Zu Artikel IV: Die vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber im 
Einverſtändniſſe, daß die bei Abſchluß des Vertrags für das Lübeckiſche 
Staatsgebiet bereits zugelaſſenen Privatgeldlotterien von der Beſtimmung 
im erſten Abſatze des Artikels IV des Vertrags nicht berührt werden, 
alfo in der bisherigen Weiſe zugelaſſen bleiben, daß hiergegen die bis⸗ 
herige Zulaſſung der Staatslotterien dritter Staaten im Lübeckiſchen 
Staatsgebiete mit dem im Artikel II bezeichneten Zeitpunkt in Wegfall 
kommt. 

5. Zu Artikel V: Die vertragſchließenden Teile find darüber im Cine 
verftändniffe, daß unter „beſonderen Steuern oder Abgaben“ im Sinne 
des zweiten Abſatzes des Artikels V nur ſolche Steuern oder Abgaben 
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zu verſtehen ſind, welche darauf abzielen, das Einkommen der Lotterie— 
einnehmer, welches ſie als ſolche beziehen, in weitergehendem Maße 
ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden Steuergeſetzen 
belaſtet werden würde. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen 
Bevollmächtigten und die Lübeckiſchen Bevollmächtigten je eine Ausfertigung des 
Vertrags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 


So geſchehen zu Lübeck, am ſiebenten Dezember Eintauſendneunhundert— 
undvier. 


Georg Strutz. 

Arthur Zimmermann. 
Herm. Eſchenburg. 
Ferdinand Fehling. 


(Nr. 10599.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation der zwiſchen Preußen und 
Mecklenburg⸗Schwerin am 28. November 1904, zwiſchen Preußen und 
Mecklenburg ⸗Strelitz am 3. Dezember 1904, zwiſchen Preußen und Lübeck 
am 7. Dezember 1904 zur Regelung der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen 
Staatsverträge nebſt dazu gehörigen Schlußprotokollen und die Auswechſe— 
lung der Ratifikationsurkunden. Vom 2. Mai 1905. 


Di vorſtehend abgedruckten, zwiſchen Preußen und Medlenburg-Schwerin am 
28. November 1904, zwiſchen Preußen und Mecklenburg⸗Strelitz am 3. Dezem⸗ 
ber 1904, zwiſchen Preußen und Lübeck am 7. Dezember 1904 zur Regelung 
der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen Staatsverträge ſind nebſt den dazu gehörigen 
Schlußprotokollen ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſind am 26. April 1905 
in Berlin ausgewechſelt worden. 


Berlin, den 2. Mai 1905. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bülow. 


. 


(Nr. 10600.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Frankfurt a. M. Vom 28. April 
1905. 


Auf Grund der ٩٩ 26, 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals 
freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Land— 
gräflich Heſſiſchen Gebietsteilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 
(Geſetz-Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend das 
Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt 
der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung 
in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die im Bezirke des Amtsgerichts Frankfurt a. M. belegenen Bergwerke 

Petermann, Altkönig und Jacob 

am 1. Juni 1905 beginnen ſoll. 


Berlin, den 28. April 1905. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. das am 6. März 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe— 
rungsgenoſſenſchaft Ramſcheid I zu Ramſcheid im Kreiſe Schleiden durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 16 S. 87, auf 
gegeben am 6. April 1905; 

2. der am 20. März 1905 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Drainagegenoſſenſchaft zu Georgenburg im Kreiſe Inſterburg vom 
17. Februar 1896 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gum⸗ 
binnen Nr. 16 S. 121, ausgegeben am 19. April 1905; 

3. das am 22. März 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage— 
genoſſenſchaft zu Halbau im Kreiſe Sagan durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 17 S. 95, ausgegeben am 29. April 
1905. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
0 Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz- Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 
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